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ANHANG 1  

Rechtsakte im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen 

 

(1) Richtlinie 2002/8/EG des Rates vom 27. Januar 2003 zur Verbesserung des 

Zugangs zum Recht bei Streitsachen mit grenzüberschreitendem Bezug durch 

Festlegung gemeinsamer Mindestvorschriften für die Prozesskostenhilfe in 

derartigen Streitsachen 

(2) Verordnung (EG) Nr. 805/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

21. April 2004 zur Einführung eines europäischen Vollstreckungstitels für 

unbestrittene Forderungen 

(3) Verordnung (EG) Nr. 1896/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 12. Dezember 2006 zur Einführung eines Europäischen Mahnverfahrens 

(4) Verordnung (EG) Nr. 861/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Juli 2007 zur Einführung eines europäischen Verfahrens für geringfügige 

Forderungen 

(5) Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die 

Zuständigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von 

Entscheidungen und die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen 

(6) Verordnung (EU) Nr. 650/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. Juli 2012 über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung 

und Vollstreckung von Entscheidungen und die Annahme und Vollstreckung 

öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie zur Einführung eines Europäischen 

Nachlasszeugnisses 

(7) Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die 

Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und 

Handelssachen (Neufassung) 

(8) Verordnung (EU) Nr. 655/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 zur Einführung eines Verfahrens für einen Europäischen Beschluss 

zur vorläufigen Kontenpfändung im Hinblick auf die Erleichterung der 

grenzüberschreitenden Eintreibung von Forderungen in Zivil- und 

Handelssachen 

(9) Verordnung (EU) 2015/848 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Mai 2015 über Insolvenzverfahren 

(10) Verordnung (EU) 2016/1103 des Rates vom 24. Juni 2016 zur Durchführung 

einer Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Zuständigkeit, des 

anzuwendenden Rechts und der Anerkennung und Vollstreckung von 

Entscheidungen in Fragen des ehelichen Güterstands 

(11) Verordnung (EU) 2016/1104 des Rates vom 24. Juni 2016 zur Durchführung der 

Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenden 

Rechts und der Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Fragen 

güterrechtlicher Wirkungen eingetragener Partnerschaften 

(12) Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates vom 25. Juni 2019 über die 

Zuständigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
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Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und über 

internationale Kindesentführungen 
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ANHANG 2  

Rechtsakte im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen 

 

(1) Rahmenbeschluss 2002/465/JI des Rates vom 13. Juni 2002 über gemeinsame 

Ermittlungsgruppen 

(2) Rahmenbeschluss 2002/584/JI des Rates vom 13. Juni 2002 über den 

Europäischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den 

Mitgliedstaaten 

(3) Rahmenbeschluss 2003/577/JI des Rates vom 22. Juli 2003 über die 

Vollstreckung von Entscheidungen über die Sicherstellung von 

Vermögensgegenständen oder Beweismitteln in der Europäischen Union 

(4) Rahmenbeschluss 2005/214/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über die 

Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen 

und Geldbußen.  

(5) Rahmenbeschluss 2006/783/JI des Rates vom 6. Oktober 2006 über die 

Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf 

Einziehungsentscheidungen  

(6) Rahmenbeschluss 2008/909/JI des Rates vom 27. November 2008 über die 

Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Urteile in 

Strafsachen, durch die eine freiheitsentziehende Strafe oder Maßnahme verhängt 

wird, für die Zwecke ihrer Vollstreckung in der Europäischen Union  

(7) Rahmenbeschluss 2008/947/JI des Rates vom 27. November 2008 über die 

Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Urteile und 

Bewährungsentscheidungen im Hinblick auf die Überwachung von 

Bewährungsmaßnahmen und alternativen Sanktionen   

(8) Rahmenbeschluss 2009/829/JI des Rates vom 23. Oktober 2009 über die 

Anwendung – zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union – des 

Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Entscheidungen über 

Überwachungsmaßnahmen als Alternative zur Untersuchungshaft  

(9) Rahmenbeschluss 2009/948/JI des Rates vom 30. November 2009 zur 

Vermeidung und Beilegung von Kompetenzkonflikten in Strafverfahren  

(10) Richtlinie 2014/41/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 

2014 über die Europäische Ermittlungsanordnung in Strafsachen  

(11) Verordnung (EU) 2018/1805 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. November 2018 über die gegenseitige Anerkennung von Sicherstellungs- 

und Einziehungsentscheidungen 

 


